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Der lange Weg in die Universität -
Zum Beginn des Frauenstudiums in Gießen 

„Indessen spielte, wie ich gleich bemerken will, das 
weibliche Element nur eine sehr untergeordnete Rolle in 
dem Studentenleben in Gießen. Gewiß die Hälfte der 
Studierenden, die sogenannten „Kümmeltürken", einge­
borene Darmhessen und Nassauer, kamen schon verlobt 
auf die Universität oder verlobten sich während der er­
sten Ferien, die sie bei einem Freunde auf dem Land zu­
brachten, mit dessen Schwester oder Bäschen in der an­
genehmen Hoffnung, nach zehn- bis zwölfjährigem 
Brautstande die Geliebte heimführen zu können, die un­
terdessen einem erloschenen Vulkan ähnlich geworden 
war; gar manche verlobten sich auch auf der Universität, 
wo die verschiedenen Beamten, Richter und Professoren 
immer eine reiche Fülle von Töchtern auf Lager hatten 
... ; die Burschenschaft hatte sogar einen Keuschheitspa­
ragraphen in ihren Statuten, auf dessen unverbrüchliche 
Haltung ich freilich nicht schwören möchte. Auch man­
che Einzelfälle kamen vor, die des Mantels der christli­
chen Liebe zur Deckung bedurften, aber im Ganzen, ich 
wiederhole es, spielte das weibliche Element in dem Stu­
dentenleben nur eine höchst untergeordnete Rolle und 
stand dem Fechtboden, der Mensur, der Kneipe und so­
gar dem Hörsaale weit nach".' 

Diese recht amüsante Schilderung der Uni­
versität Gießen als reine Männerdomäne, wo 
Frauen allenfalls als Töchter oder Bräute in 
Erscheinung traten, stammt von dem be­
kannten Gießener Carl Vogt, der 1848 der 
Deutschen Nationalversammlung als Abge­
ordneter angehörte und nach seiner Flucht in 
die Schweiz als Professor der Zoologie und 
Geologie in Genf tätig war. Als Carl Vogt im 
Herbst 1833 das Studium an der Universität 
seiner Heimatstadt begann, waren dort in der 
Tat weder unter den Studierenden noch im 
Lehrkörper Frauen anzutreffen. Die Univer­
sität Gießen unterschied sich hierin nicht 
von den übrigen deutschen Hochschulen. 
Die Gründe für diesen Ausschluß der Frauen 
vom Studium sind vielfältige. Obwohl die 
Universitäten seit ihrer Gründung in erster 
Linie ein Ort männlicher Sozialisation wa­
ren, hatte im 17. und 18. Jahrhundert kein 

generelles Studienverbot für Frauen bestan­
den. Vielmehr sind aus dieser Zeit einzelne 
Fälle bekannt, in denen weibliche Studieren­
de an deutschen Universitäten einen Ab­
schluß erwerben konnten. Die bekanntesten 
unter ihnen sind Dorothea Christiane Ende­
ben, die 1754 in Halle als erste Frau den me­
dizinischen Doktorgrad erlangte, und Doro­
thea Schlözer, die in Göttingen 1787 in der 
Philosophischen Fakultät die Doktorprüfung 
erfolgreich ablegte.2 Auch in Gießen gab es 
einen solchen spektakulären Fall: 1817 ab­
solvierte hier Charlotte von Siebold in der 
Medizinischen Fakultät erfolgreich ihr Dok­
torexamen und war damit die zweite promo­
vierte Ärztin in Deutschland.3 Aber zum 
Zeitpunkt der Promotion Charlotte von Sie­
bolds hatte die Stimmung bereits zuungun­
sten der Frauen umgeschlagen. Im Verlauf 
des 18. Jahrhunderts hatte sich die öffentli­
che Diskussion hinsichtlich der Bildung von 
Frauen zunehmend an der Weiblichkeit als 
primär Erstrebenswertem orientiert. Als Bil­
dungsziel galt das Ideal der Hausfrau, Gattin 
und Mutter. Der Mann hingegen hatte sich 
im Erwerbsleben zu profilieren. Diese ge­
schlechtsspezifische Arbeitsteilung, die vor 
allem im Bürgertum zum Tragen kam, engte 
die Frau mehr und mehr in ihrem Hand­
lungsspielraum ein und grenzte sie von hö­
herer Bildung und von anspruchsvoller eige­
ner Berufstätigkeit aus. Verstärkt wurde die­
se Entwicklung durch die am Ende des 18. 
Jahrhunderts einsetzende Professionalisie­
rung in vielen Berufssparten, durch die Ein­
führung von Staatsprüfungen im Verwal­
tungs- und Justizdienst und im Gesundheits­
wesen sowie durch die Normierung der Zu­
gangsvoraussetzungen zur Universität. Mit 
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der Einführung des Abiturs 1788 in Preußen -
eine Maßnahme, die die übrigen deutschen 
Staaten mit mehr oder weniger starkem zeit­
lichen Abstand aufgriffen - wurden erstmals 
einheitliche Bedingungen für den Universi­
tätszugang geschaffen. Dies alles führte da­
zu, daß im 19. Jahrhundert weibliche Studie­
rende oder weibliche Dozenten an deutschen 
Universitäten als etwas Undenkbares, jage­
radezu Unerhörtes galten; selbst für einen li­
beral eingestellten Mann wie Carl Vogt war 
dies unvorstellbar. 
Erst seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, mit 
der bürgerlichen Emanzipation und der be­
ginnenden Industrialisierung, wurde der 
Ausschluß der Frauen von der höheren Bil­
dung kritisch hinterfragt und die Eröffnung 
weiterer Bildungsmöglichkeiten für das 
weibliche Geschlecht gefordert. Hintergrund 
hierfür war, daß für die unverheirateten 
Töchter gerade aus bildungsbürgerlichen 
Kreisen die Gestaltung des Lebens schwieri­
ger wurde und diese immer öfter auf eine ei­
gene Berufstätigkeit zur Sicherung ihrer 
Existenz angewiesen waren. Infolge verän­
derter Lebensumstände sahen sich bürgerli­
che Familien kaum noch in der Lage, nicht 
verheiratete weibliche Verwandte, die sich 
früher in größeren Haushalten durch zahlrei­
che Arbeiten nützlich gemacht hatten, mit­
zuernähren. Sprachrohr für die Forderung 
nach erweiterten Bildungseinrichtungen für 
Frauen war die bürgerliche Frauenbewe­
gung, die neben der Reformierung des höhe­
ren Mädchenschulwesens von Anfang an für 
eine Zulassung der Frauen zur Universität 
kämpfte; beides waren unabdingbare Vor­
aussetzungen für einen verbesserten Zugang 
der Frauen zur Berufswelt. 
Um die Mitte des 19. Jahrhunderts war das 
Mädchenschulsystem noch völlig darauf 
ausgerichtet, den Schülerinnen die notwen­
dige Bildung für die spätere Funktion als 
Hausfrau und Mutter zu vermitteln. Für die 
meisten Mädchen endete die Schulzeit nach 
der Volksschule. Lediglich Mädchen aus 

10 

wohlhabenderen Familien konnten eine wei­
terführende Bildung in Form der sogenann­
ten „höheren Töchterschulen" durchlaufen. 
Die einzige Möglichkeit für eine adäquate 
Berufsbildung nach Abschluß der höheren 
Töchterschule bot sich durch den Besuch ei­
nes oftmals den Schulen angeschlossenen 
Lehrerinnenseminars. Nach einem solchen 
Seminarbesuch, der zwei oder drei Jahre 
dauerte, konnten die Frauen als Volksschul­
lehrerinnen oder als Lehrkräfte in den unte­
ren Klassen der höheren Mädchenschulen 
tätig sein. Der Besuch eines Gymnasiums, 
eines Realgymnasiums oder einer Oberreal­
schule jedoch, deren Abschluß - das Abitur -
allein zum Studium an Hochschulen berech­
tigte, war ausschließlich Knaben vorbehal­
ten. Der 1865 in Leipzig gegründete „Allge­
meine Deutsche Frauenverein" setzte sich 
daher vorrangig für eine Aufstockung der 
höheren Mädchenschulen von zehn auf 13 
Klassen ein, um somit auch Frauen die Er­
langung der Hochschulreife zu ermöglichen. 
Da von staatlicher Seite zunächst keine An­
stöße zu einer grundlegenden Reformierung 
des höheren Mädchenschulwesens erfolg­
ten, griff die bürgerliche Frauenbewegung 
zur Selbsthilfe. Signalwirkung kam dabei 
der Initiative von Helene Lange zu, die 1889 
in Berlin die ersten „Realkurse für Frauen" 
einrichtete, die sie 1893 in vierjährige Gym­
nasialkurse umwandelte. Ostern 1896 be­
standen die ersten sechs Schülerinnen aus 
diesen Gymnasialkursen als Externe die Rei­
feprüfung, sie waren die ersten deutschen 
Abiturientinnen. Bald entstanden ähnliche 
Einrichtungen in anderen Großstädten des 
Reiches, u. a. in Leipzig und in Frankfurt. 
Bereits 1893 wurde in Karlsruhe das erste 
Mädchengymnasium gegründet. Ein erster 
Schritt zur Verbesserung der Bildungschan­
cen für Frauen war damit getan. 
Weitaus schwieriger war es dagegen, den 
Frauen den Zugang zu den Universitäten zu 
erstreiten. Massive Vorurteile, die von kon­
servativen Bildungspolitikern, Vertretern 



bestimmter Berufsgruppen - darunter Ärzte, 
Anwälte, Gymnasiallehrer- und Hochschul­
professoren geäußert wurden, standen dem 
Frauenstudium entgegen. Dabei waren es 
vor allem Mediziner, die seit den siebziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts entschieden 
Front gegen das Eindringen von Frauen in 
die bislang männlich dominierte Universi­
täts- und Berufswelt bezogen. Aus heutiger 
Perspektive besonders befremdlich ist in 
diesem Zusammenhang eine Stellungnahme 
des damals bekannten Anatomen Theodor 
von Bischoff, der aus vergleichenden Ge­
hirn- und Schädelstudien zu der mehr als 
fragwürdigen Schlußfolgerung kam, daß 
Frauen aufgrund der geringeren Gehirnmas­
se weniger Intellekt hätten als Männer und 
insofern für ein Studium und die Ausübung 
eines akademischen Berufs nicht geeignet 
seien.4 Weitere Argumente gegen das Frau­
enstudium leiteten sich davon ab, daß Frau­
en eine geringere körperliche Leistungsfä­
higkeit besäßen, ihre Gebärfähigkeit unter 
anstrengender Berufstätigkeit leiden würde, 
ihre Vorbildung zu gering sei und ihr weibli­
cher Charakter, ihre Sittsamkeit durch den 
gemeinsamen Unterricht mit Männern Scha­
den nehmen würde. Ausgebend von letzterer 
Überlegung kam der Berliner Jurist Heinrich 
Dernburg auf die Idee, eine der deutschen 
Universitäten ausschließlich für das Studi­
um von Frauen zu bestimmen. Er schlug da­
für Gießen vor, daß „im Mittelpunkt 
Deutschlands und in anmuthiger Lage" da­
für seines Erachtens besonders geeignet 
schien.5 Noch in einem Gutachten von 1902 
wurde ein ähnlicher Vorschlag für Preußen 
in die Diskussion gebracht.6 

Am Ende des 19. Jahrhunderts begann sich 
eine Veränderung abzuzeichnen. Trotz oder 
gerade wegen der hartnäckig vorgebrachten 
Vorbehalte gegen das weibliche Geschlecht 
und dessen Studierfähigkeit hatte sich die 
bürgerliche Frauenbewegung wiederholt mit 
Petitionen an Gesetzgeber und Parlamente 
gewandt, um eine Öffnung der Universitäten 

für Frauen zu erreichen. Das Thema wurde 
von den Zeitgenossen diskutiert, und der öf­
fentliche Druck nahm zu. Ohnehin vertraten 
die deutschen Staaten mit ihrer strikten Ver­
weigerungshaltung in dieser Frage eine ex­
trem rückständige Position, denn mittlerwei­
le waren in fast allen übrigen europäischen 
Ländern - so etwa in Frankreich seit 1863, in 
der Schweiz seit 1864, in England seit 1879 -
Frauen zum Studium zugelassen worden. 
Den sich in Deutschland allmählich vollzie­
henden Meinungswandel dokumentieren die 
1897 veröffentlichten Stellungnahmen von 
über hundert Hochschulprofessoren zu die­
sem strittigen Punkt. 7 Die strikten Gegner 
des Frauenstudiums befanden sich nunmehr 
in der Minderheit, viele der Wissenschaftler 
sprachen sich - wenn auch zum Teil mit Ein­
schränkungen - für einen Zugang der Frau­
en zu den Hochschulen aus. Welchen Stand­
punkt nahm nun die Universität Gießen zu 
diesem Zeitpunkt ein? 
Im Frühjahr 1897 hatte man an der hessen­
darmstädtischen Landesuniversität das Im­
matrikulationsgesuch von Fräulein Käte 
Kehr aus Worms für das Studium der Medi­
zin abschlägig beschieden. 8 Der Gießener 
Gesamtsenat nahm allerdings diesen aktuel­
len Fall zum Anlaß, eine prinzipielle Ent­
scheidung bezüglich der Zulassung von 
Frauen zur Universität Gießen herbeizufüh­
ren. Es wurde im Mai 1897 eine Senatskom­
mission eingesetzt, die einen Fragenkatalog 
zu diesem Thema erarbeitete. Die darin an­
gesprochenen Punkte zeigen, daß man in 
Gießen die öffentlich geführte Diskussion 
über die Studierfähigkeit von Frauen auf­
merksam verfolgt hatte. Im einzelnen hielt 
man folgende Fragen für klärungsbedürftig: 
1. Sollen Frauen generell zum Studium zu­

gelassen werden oder nur für einzelne Fä­
cher? 

2. Soll die Zulassung von Frauen in Form 
einer Immatrikulation erfolgen oder sol­
len sie nur den Status einer Hospitantin 
erhalten? Letzteres bedeutete, daß der 
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Besuch der Lehrveranstaltungen nur mit 
Genehmigung des jeweiligen Dozenten 
möglich war. 

3. Falls eine Immatrikulation erfolgen soll­
te, auf Grund welcher Zeugnisse über die 
Vorbildung sollten Frauen dann zugelas­
sen werden? Weiter schloß sich hier die 
Frage an, ob bei unverheirateten Frauen 
die Zustimmung des Vaters bzw. des Vor­
mundes, bei verheirateten Frauen die Zu­
stimmung des Ehemannes verlangt wer­
den sollte. 

4. Können Professoren, die vor der Zulas­
sung von Frauen berufen worden waren, 
verpflichtet werden, immatrikulierte 
Frauen zu ihren Lehrveranstaltungen zu­
zulassen? 

5. Sollen Frauen gemeinsam mit Männern 
unterrichtet werden oder sollen für weib­
liche Studierende eigene Lehrveranstal­
tungen eingerichtet werden? Hier wurde 
das Argument der Sittsamkeit aufgegrif­
fen. 

6. Sollen immatrikulierte Frauen das Recht 
zur Promotion oder die Zulassung zu 
staatlichen Abschlußprüfungen erhalten? 

Diesen Fragenkatalog sandte der Rektor der 
Universität Gießen am 4. Juni 1897 an alle 
vier Fakultäten mit der Bitte um eine Stel­
lungnahme.9 Erhalten sind die Antworten 
der Philosophischen und der Evangelisch­
Theologischen Fakultät. Die Mitglieder der 
Philosophischen Fakultät sprachen sich in 
der Fakultätssitzung vom 30. Juli 1897 mit 
Mehrheit für die Zulassung von Frauen zum 
Studium an der Universität Gießen aus. Das 
daraufhin am 1. August 1897 vom Dekan 
Höhlbaum unterzeichnete Präliminar-Votum 
zeigt eine bemerkenswert liberale Haltung 
der Fakultät. 10 Man votierte für eine generel­
le Zulassung von Frauen zum Studium, für 
die Immatrikulation, für den gemeinsamen 
Unterricht von Frauen und Männern und für 
das Recht der Frauen zur Promotion. Einver­
ständniserklärungen des Vaters bzw. des 
Ehemannes hielt man lediglich im Fall min-
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derjähriger Frauen für erforderlich. Auf­
schlußreich ist zudem die Antwort auf den 
vierten Punkt des Fragenkatalogs. Nach An­
sicht der Philosophischen Fakultät sollten 
Dozenten, die Frauen von ihren Vorlesungen 
ausschließen wollten, ihre Gründe hierfür 
dem Engeren Senat vorlegen, der die end­
gültige Entscheidung treffen sollte. Damit 
suchte man zweifellos Willkürmaßnahmen 
einzelner Hochschullehrer vorzubeugen. 
Deutlich ablehnend fiel dagegegen die Stel­
lungnahme der Theologischen Fakultät aus. 
In seinem Schreiben an den Rektor vom 27. 
Juli 1897 äußerte der Dekan vor allem da­
hingehend Bedenken 11 , daß der „sittliche 
Gesamtton" und „das wissenschaftliche Ni­
veau des Studien- und Vorlesungsbetriebs" 
durch die Anwesenheit weiblicher Studie­
render erheblich gestört werden könnte. Da 
Frauen für die Ausübung kirchlicher Ämter 
seitens der Landeskirche nicht vorgesehen 
waren, hielt man die Immatrikulation von 
Frauen zum Theologiestudium für ausge­
schlossen. Die Frage hinsichtlich der Zulas­
sung zu Prüfungen erübrigte sich damit. Le­
diglich der Theologe Gustav Krüger hatte in 
der vorangegangenen fakultätsinternen Um­
frage abweichend votiert und eine deutlich 
frauenfreundlichere Haltung zum Ausdruck 
gebracht. 12 Der Gesamtsenat ließ sich mit 
der Beratung dieser Angelegenheit Zeit und 
faßte erst in seiner Sitzung vom 21. Januar 
1899 mit 18 gegen 8 Stimmen den Beschluß, 
die Immatrikulation von Frauen zu gestatten, 
diese Zulassung aber vorläufig auf die Philo­
sophische und Juristische Fakultät zu be­
schränken.13 Hier machte sich offenbar das 
ablehnende Votum der Theologischen und -
so darf vermutet werden - der Medizini­
schen Fakultät geltend. Allerdings wurde 
dieser Senatsbeschluß nicht rechtskräftig, da 
das zuständige hessen-darmstädtische Mini­
sterium seine Zustimmung versagte. Im Mi­
nisterium des Innern orientierte man sich -
wie so oft in bildungspolitischen Fragen - an 
der Haltung Preußens, wo Frauen seit 1896 



lediglich das Recht zur Hospitation einge­
räumt bekommen hatten. Die weitaus mo­
dernere Einstellung eines Großteils der Gie­
ßener Professoren konnte sich damit nicht 
durchsetzen - das Ergebnis war der Erlaß 
vom 1. März 1900. 14 Danach durften Frauen 
künftig als Hospitantinnen an der Universi­
tät Gießen aufgenommen werden, das heißt: 
Der Besuch von Lehrveranstaltungen war 
vom Wohlwollen der einzelnen Dozenten 
abhängig und die Möglichkeit zur Ablegung 
von Abschlußprüfungen gab es für Frauen 
nicht. 
Daß sich diese Bestimmungen im konkreten 
Fall äußerst nachteilig für das Studium der 
Hospitantinnen auswirken konnten, verdeut­
licht eine Meinungsumfrage unter den Mit­
gliedern der Medizinischen Fakultät im Juni 
1901.15 Von insgesamt 20 Dozenten 16 spra­
chen sich lediglich sechs (darunter drei Ordi­
narien) für eine generelle Zulassung von 
Frauen zu ihren Lehrveranstaltungen aus. 
Drei weitere ordentliche Professoren gestat­
teten Frauen den Zugang mit Einschränkun­
gen, so ließ der Gynäkologe Löhlein Frauen 
am theoretischen Unterricht teilnehmen, für 
die praktische Unterweisung in der Klinik 
behielt er sich jedoch die Entscheidung vor. 
Elf Fakultätsmitglieder lehnten Hospitantin­
nen ab, darunter Vertreter grundlegender Fä­
cher wie Pathologie, Physiologie und Anato­
mie. Ein umfassendes Medizinstudium war 
somit für Hospitantinnen zunächst nicht 
möglich, auch die Gießener Mediziner ha­
ben offenbar besonders hartnäckig an ihren 
Vorbehalten gegenüber studierenden Frauen 
festgehalten. 
Vom WS 1900/01 bis einschließlich WS 
1908/09 haben insgesamt 4 7 Frauen als Hos­
pitantinnen am Studienbetrieb der Universi­
tät Gießen teilgenommen.17 Am Anfang wa­
ren dies pro Semester nur zwei bis maximal 
vier Frauen. Erst ab dem SS 1906 stieg die 
Zahl der pro Semester anwesenden Hospi­
tantinnen an: im SS 1906 sechs Hospitantin­
nen, im SS 1907 zehn und im WS 1907 /08 

bereits 18. Die überwiegende Mehrzahl von 
ihnen (insgesamt 36 Frauen) stammte aus 
Rußland, sechs kamen aus Preußen, vier aus 
dem direkten Einzugsgebiet der hessen­
darmstädtischen Landesuniversität - dem 
Großherzogtum Hessen - und eine aus Ba­
den. Der hohe Anteil ausländischer Hospi­
tantinnen erklärt sich daraus, daß nur wenige 
Frauen deutscher Staatsangehörigkeit zu 
diesem frühen Zeitpunkt Zeugnisse über ei­
ne ausreichende Vorbildung aufweisen 
konnten. Die seit dem 19. Jahrhundert einge­
richteten Gymnasialkurse für Mädchen und 
das erste Mädchengymnasium in Karlsruhe 
konnten immer nur einigen wenigen Absol­
ventinnen die Hochschulreife vermitteln, so 
daß die Gesamtzahl der deutschen Abituri­
entinnen vorerst gering blieb. Obwohl im 
Erlaß vom 1. März 1900 keine bestimmten 
Anforderungen an die Vorbildung der Hos­
pitantinnen formuliert wurden 18, kann wohl 
davon ausgegangen werden, daß in der Re­
gel ein Abiturzeugnis oder ein der Reifeprü­
fung vergleichbares Zeugnis vorzulegen 
war.19 Knapp die Hälfte der 47 Hospitantin­
nen - insgesamt 23 - wählten als Studien­
fach die Medizin. Nicht umsonst hatte die 
bürgerliche Frauenbewegung seit Jahrzehn­
ten in ihrem Kampf um die Zulassung der 
Frauen zu akademischen Berufen auf die 
dringende Notwendigkeit weiblicher Ärztin­
nen - gerade im Bereich der Frauenheilkun­
de - hingewiesen. An zweiter Position stand 
die Chemie, die acht Hospitantinnen wähl­
ten. Mit deutlichem Abstand folgten die Phi­
losophie (6), die Neuere Philologie (3), die 
Rechtswissenschaften und die Zahnheilkun­
de (jeweils 2) sowie Naturwissenschaft, Ge­
schichte und Pädagogik (jeweils 1 ). Es wa­
ren also nicht die typischen „Frauenfächer", 
die die Studentinnen der ersten Stunde in 
Gießen bevorzugt wählten. 
Es verwundert daher nicht, daß die erste 
Hospitantin, die eine Ausnahmegenehmi­
gung zur Promotion in der Philosophischen 
Fakultät erhielt - es war die Russin Wera 
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Krilitschewsky aus Odessa - am 8. Dezem­
ber 1904 das Doktordiplom im Fach Chemie 
ausgestellt bekam.20 Zwei weitere Chemike­
rinnen - Ottilie Jakowkina aus Odessa und 
Paula Blum aus Ortelsburg in Preußen -
wurden ebenfalls noch vor der regulären Zu­
lassung von Frauen zum Studium 1905 bzw. 
1908 promoviert. 21 Auch die Medizinische 
Fakultät konnte angesichts des starken Inter­
esses der Frauen ihre ablehnende Haltung 
nicht länger aufrechterhalten. Im Sommer 
1906 wurde die Russin Helene Kaznelson­
Rabinowitsch als erste Frau - die Ausnah­
meerscheinung Charlotte v. Siebolds kann 
hier außer acht gelassen werden - zum me­
dizinischen Doktorexamen zugelassen. In 
der vorangegangenen Stellungnahme zu ih­
rem Promotionsgesuch war ausdrücklich 
darauf hingewiesen worden, daß „im ganzen 
Deutschen Reich Frauen zum ärztlichen 
Staatsexamen zugelassen werden ... , an fast 
sämtlichen deutschen Universitäten Frauen 
bereits den medizinischen Doktorgrad er­
worben haben und in Giessen die philoso­
phische Facultät bereits in 2 Fällen weibli­
che Personen promovirt hat ... ". 22 

In der Tat hatte sich die Situation an den 
deutschen Universitäten in der Zwischenzeit 
deutlich zugunsten der Frauen verändert. 
Vorreiterfunktion kam den süddeutschen 
Staaten zu, die als erste den Frauen die Zu­
lassung zur ordentlichen Immatrikulation 
gewährten. Es waren dies Baden 1900, Bay­
ern 1903, Württemberg 1904. Im Jahre 1906 
folgte Sachsen und 1907 Thüringen.23 Als 
im Dezember 1906 durch eine Eingabe des 
„Verbandes studierender Frauen Deutsch­
lands" im Großherzogtum die Frage der Im­
matrikulation von Frauen erneut zur Diskus­
sion gestellt wurde 24, konnte man sich auch 
in Hessen dem Zeitgeist nicht mehr verwei­
gern. Durch Ministerial-Beschluß vom 29. 
Mai 1908 wurde den Frauen im Großherzog­
tum der reguläre Zugang zum Studium ab 
dem WS 1908/09 zugestanden. Der größte 
deutsche Staat - Preußen - folgte am 18. Au-
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gust 1908. 25 Es ist dies eine der wenigen 
wegweisenden bildungspolitischen Ent­
scheidungen, die man im Großherzogtum 
Hessen vor Preußen getroffen hat. Noch im­
mer gab es wenige deutsche Abiturientin­
nen, die von der Öffnung der Universitäten 
Gebrauch machen konnten. Die 23 Studen­
tinnen, die sich im WS 1908/09 erstmals an 
der Universität Gießen immatrikulierten, 
stammten alle aus Rußland 26, acht von ihnen 
hatten der Gießener Hochschule bereits als 
Hospitantinnen angehört. Erst mit der grund­
legenden Reformierung des höheren Mäd­
chenschulwesens, die in Preußen 1908 durch 
die Einführung sogenannter Studienanstal­
ten, die unmittelbar zur Hochschulreife führ­
ten, in Angriff genommen wurde, erlangten 
auch in Deutschland mehr Frauen das Abitur 
und strebten einem Hochschulstudium zu. 
Mit den „Richtlinien" für die Neuordnung 
des höheren Mädchenschulwesens in Hes­
sen vom 14. Januar 1911 knüpfte man im 
Großherzogtum an die preußischen Vorga­
ben an und führte ebenfalls Studienanstalten 
ein, deren Abschluß demjenigen der Abituri­
enten von Oberrealschulen gleichgestellt 
war.2

6a Im Juni 1911 bestand je eine in der 
Entwicklung befindliche Studienanstalt in 
der Residenzstadt Darmstadt und in Mainz. 
Ostern 1914 sollten an diesen beiden Lehr­
anstalten die ersten Abiturprüfungen durch­
geführt werden. 27 Dieser Ausbau des höhe­
ren Mädchenschulwesens, der in der Weima­
rer Republik in allen deutschen Staaten for­
ciert fortgesetzt wurde, bildet den Hinter­
grund für den seit dem Ersten Weltkrieg stei­
genden Anteil der weiblichen Studierenden 
an der Gesamtstudentenschaft. Nach be­
scheidenen Anfängen - im Zeitraum von 
1909 bis 1914 stellten die Frauen 3 bis 6% 
aller Studierenden an den deutschen Univer­
sitäten - breitete sich das Frauenstudium seit 
Beginn der zwanziger Jahre rasch aus und 
erreichte am Ende der Weimarer Republik 
einen ersten Höchstwert mit einem Anteil 
von knapp 19% (fast 20000 Studentinnen 



gegen rund 84500 ivännlichen Studieren­
den).28 An der Universität Gießen lag der 
Anteil der Studentinnen stets unter dem 
Reichsdurchschnitt: Von 1,92% im WS 
1908/09 stieg er bis zum WS 1919/20 auf 
rund 6% und pendelte sich in den zwanziger 
Jahren zwischen 5 und 6% ein. Im SS 1931 
nahm er mit rund 8,5% einen vorläufigen 
Höchststand ein (177 Studentinnen).29 Die 
beiden benachbarten Universitäten Frank­
furt und Marburg lagen deutlich über diesen 
Werten (zum Vergleich: Frankfurt hatte im 
SS 1930 einen Anteil von rund 19% weibli­
cher Studierender, Marburg sogar von rund 
22% ).30 Beide lagen damit in den letzten Jah­
ren der Weimarer Republik über dem Durch­
schnitt aller deutschen Universitäten. Frank­
furt profitierte hier offenbar von dem Trend, 
daß Frauen bevorzugt Großstadtuniversitä­
ten frequentierten; vermutlich stießen sie 
hier auf weniger Vorbehalte als an kleineren 
Hochschulen in der Provinz. Die Gründe für 
die Beliebtheit Marburgs müssen offen blei­
ben. 
Trotz der wachsenden Zahl studierender 
Frauen stießen die angehenden Akademike­
rinnen noch lange Zeit bei etlichen männli­
chen Zeitgenossen - Dozenten und Kommi­
litonen gleichermaßen - auf geringe Akzep­
tanz. Besonders in Krisenzeiten wuchs die 
Gefahr der Diskriminierung. Als zu Beginn 
des Ersten Weltkriegs das hessen-darmstäd­
tische Ministerium durch einen Erlaß vom 8. 
September 1914 festlegte, daß die Studieren­
den aus sogenannten Feindstaaten aus der 
Matrikel der Universität Gießen zu streichen 
seien, waren von dieser Maßnahme beson­
ders viele Studentinnen aus Rußland betrof­
fen.31 Darunter befand sich auch die aus Kur­
land stammende Deutschbaltin Cäcilie Katz­
nelson, die im SS 1914 ihre Dissertation bei 
dem Philosophieprofessor August Messer 
eingereicht hatte und nun durch den Verlust 
ihres akademischen Bürgerrechts im Ab­
schluß ihres Promotionsverfahrens gefähr­
det war. Mit der Erlaubnis ihres verständnis-

vollen Doktorvaters besuchte sie zu Beginn 
des WS 1914/15 weiterhin als Gast dessen 
Hauptseminar und wurde daraufhin Anfang 
November 1914 anonym - vermutlich von 
einem Mitglied der Studentenschaft- bei der 
Gießener Polizei denunziert. Trotz des Ein­
satzes von Prof. Messer bei den zuständigen 
Universitätsstellen und beim Ministerium 
wurde das Promotionsgesuch von Cäcilie 
Katznelson, das von August Messer und 
dem bekannten Germanisten Otto Behaghel 
auf das Wärmste befürwortet worden war, 
am 24. November 1914 durch ministeriellen 
Bescheid abgelehnt. 32 Auch zwei weitere 
Promotionsgesuche von Russinnen in der 
Medizinischen Fakultät wurden am 12. Ja­
nuar 1915 abschlägig beschieden.33 

Während des Ersten Weltkriegs, als viele 
Kommilitonen an die Front eingezogen wa­
ren, traten die Studentinnen erstmals im täg­
lichen Vorlesungsbetrieb in den Vorder­
grund. Sie konnten verstärkt Hilfsassisten­
ten- und Assistentenstellen besetzen. Man­
chem Kritiker des Frauenstudiums waren 
diese Zustände ein Dom im Auge, und schon 
bald nach Beendigung des Krieges wurde 
vor einer Überfüllung der Hörsäle durch 
Frauen gewarnt. An der Universität Gießen 
schreckte selbst die Studentenvertretung, in 
der damals überwiegend Vertreter der Kor­
porationen Sitz und Stimme hatten, nicht da­
vor zurück, eine Zurückdrängung der Frauen 
offen zur Sprache zu bringen. In der Sitzung 
des Gesamtausschusses der Gießener Stu­
dentenschaft am 21. März 1919 wurde u.a. 
die Frage diskutiert, ob und wenn ja, in wel­
cher Form eine Beschränkung der Immatri­
kulationszahl zu befürworten sei und ob in 
diesem Zusammenhang gegen eine weitere 
Aufnahme von Studentinnen vorgegangen 
werden sollte. Einer der anwesenden Stu­
denten versprach sich von der Verabschie­
dung eines entsprechenden Beschlusses we­
nig „wegen der jetzigen Gleichberechtigung 
der Frauen".34 Nur wenig später einigte man 
sich darauf, gegen die Vergabe der relativ 
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seltenen Assistentenstellen an weibliche 
Studierende Maßnahmen zu ergreifen. Am 
27. März 1919 wandte sich der Ausschuß der 
Gießener Studentenschaft an den Rektor mit 
folgendem Schreiben: „Der Gesamtaus­
schuß der Studentenschaft bittet Ew. Magni­
fizenz darauf hinwirken zu wollen, daß die 
Nichtkriegsteilnehmer, insbesondere Da­
men, bis zum l. Juni [ 19]19 aus Assistenten­
stellen entlassen und durch Kriegsteilneh­
mer unter Bevorzugung der Invaliden ersetzt 
werden, falls solche sich um diese Stellen 
bewerben, ähnlich wie es durch eine Verord­
nung der Reichsregierung bei staatlichen 
Behörden und kommunalen Betrieben ge­
schehen ist. Der Ausschuß bittet Ew. Magni­
fizenz obiges Ersuchen an das Ministerium 
für Bildungswesen weiterzureichen".35 Hier 
nutzte die „Frontgeneration" des Ersten 
Weltkrieges die unbestreitbar schrecklichen 
Kriegsfolgen zur Stärkung ihrer Vorbehalte 
gegen das Eindringen von Frauen in die bis­
lang als ausschließlich männlich empfunde­
ne Studien- und Berufswelt. 
Die ohnehin aus ihrem Geschlecht resultie­
rende problematische Situation verschärfte 
sich für die Studentinnen noch in der Zeit der 
Weimarer Republik, als auch von der ökono­
mischen Seite her die Bedingungen für ein 
Studium immer schwieriger wurden. Die 
wirtschaftliche Lage aller Studierenden war 
nach dem Ersten Weltkrieg, in den Jahren 
der Inflation, außerordentlich schlecht. Aber 
die Frauen, deren wissenschaftliche und be­
rufliche Ambitionen noch weit davon ent­
fernt waren, von der Gesellschaft vorurteils­
frei akzeptiert zu werden, litten unter den 
Folgen der Wohnungsnot und der Verelen­
dung eines Großteils der Studentenschaft be­
sonders hart. Hinzu kam die Überfüllung ge­
rade derjenigen akademischen Berufe, in die 
die Frauen bevorzugt hineindrängten. Der 
Konkurrenzkampf beim Zugang zur Berufs­
tätigkeit erwies sich für viele Hochschulab­
solventinnen als weitaus härter als das Studi­
um. Das Bestreben der bürgerlichen Frauen-
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bewegung war von Apfang an darauf ausge­
richtet gewesen, die Öffnung der Universitä­
ten für Frauen nicht als Selbstzweck, zur 
Vertiefung weiblicher Allgemeinbildung, zu 
erreichen, sondern als wesentliche Voraus­
setzung zur Erweiterung des Berufsspek­
trums für Frauen aus gehobenen Schichten. 
In Etappen war dieses Ziel durch die Zulas­
sung weiblicher Studierender zu Staats- und 
Fakultätsprüfungen realisiert worden. Be­
reits in den Ausführungsbestimmungen zum 
Ministerial-Beschluß vom Mai 1908, in dem 
Frauen die Immatrikulation im Großherzog­
tum Hessen gestattet worden war, erhielten 
Studentinnen die Zulassung „ ... zu den von 
Reichswegen geordneten Abschlußprüfun­
gen für die Studienfächer der Medizin, der 
Pharmazie, der Veterinärmedizin und der 
Zahnheilkunde". 36 Ebenfalls 1908 wurde 
seitens des hessen-darmstädtischen Innen­
ministeriums das Recht der Frauen zur Pro­
motion bekräftigt, daß die Philosophische 
und die Medizinische Fakultät der Universi­
tät Gießen bereits vor 1908 einzelnen Hospi­
tantinnen eingeräumt hatten.37 Erst während 
des Ersten Weltkrieges - durch Erlaß vom 
14. Januar 1915 - erhielten weibliche Stu­
dierende das Recht „unter denselben Bedin­
gungen wie Männer" zur Prüfung für das hö­
here Lehramt zugelassen zu werden. Aller­
dings blieben sie vom Unterricht an Knaben­
schulen zunächst ausgeschlossen. 38 Mit die­
sen Entscheidungen hatten Frauen den Zu­
gang zu zwei wichtigen und zudem bei 
weiblichen Studierenden überaus beliebten 
akademischen Berufen erhalten: dem der 
Ärztin und dem der Lehrerin an höheren 
Schulen. Die geistes- und naturwissen­
schaftlichen Fächer, die Bestandteile der 
Prüfungsordnungen für das höhere Lehramt 
bildeten, und die Medizin waren daher auch 
die am häufigsten von den Gießener Studen­
tinnen gewählten Studienfächer. 39 Selbst die 
während der Weimarer Republik immer wie­
der geäußerte Warnung vor einer Ärzte­
schwemme und die am Ende der zwanziger 



Jahre wachsende Arbeitslosigkeit unter den 
Lehramtsanwärtern schreckte Frauen nicht 
davon ab, diese Studiengänge zu absolvie­
ren. Deutlich macht dies eine Betrachtung 
der von Frauen vor der Prüfungskommission 
für das höhere Lehramt erfolgreich abgeleg­
ten Prüfungen. Während in den ersten Jahren 
nach der Zulassung 1915 der Frauenanteil an 
den Lehramtsprüfungen noch relativ gering 
war, stieg er in den folgenden Jahren lang­
sam an und erreichte am Ende der Weimarer 
Republik vorläufige Höchstwerte mit mehr 
als zehn Prüfungen pro Jahr; er lag damit mit 
mehr als 15% deutlich höher als der Gesamt­
anteil der Frauen an der Gießener Studenten­
schaft.40 Offenbar wurde der Beruf der Leh­
rerin an höheren Schulen von einem Großteil 
der Gießener Studentinnen als Chance zur 
eigenen Berufstätigkeit und damit zur 
Emanzipation begriffen. Die Prüfungsakten 
der Prüfungskommission für das höhere 
Lehramt erlauben zudem einen Blick auf die 
soziale Herkunft der weiblichen Studieren­
den der Universität Gießen; eine Frage, für 
die eine umfassende Untersuchung bislang 
noch aussteht.41 Im Gegensatz zu den männ­
lichen Lehramtskandidaten, die sich im Zeit­
raum von 1900 bis 1933 zu zwei Dritteln aus 
dem Kleinbürgertum und dem Mittelstand 
rekrutierten, stammten 44% der Lehramts­
anwärterinnen in diesem Zeitraum aus dem 
Besitz- und Bildungsbürgertum.42 Eine ähn­
liche Beobachtung machte Peter Chroust zur 
sozialen Herkunft der Gießener Studentin­
nen vor 1933, für die er einen „überdurch­
schnittlich hohen akademischen Familien­
hintergrund" feststellte.43 Die weiblichen 
Studierenden der Universität Gießen weisen 
damit ein Charakteristikum des Sozialprofils 
der ersten deutschen Studentengeneration 
auf: die im Vergleich zu ihren Kommilitonen 
weitaus höhere Rekrutierungsrate aus aka­
demischen Elternhäusern.44 Nahezu uner­
forscht ist bislang, wie viele der Gießener 
Absolventinnen ihr Studium durch eine an­
schließende Berufstätigkeit erfolgreich ver-

werten konnten, wie hoch mit anderen Wor­
ten trotz überfüllter akademischer Berufe die 
Chance war, den angestrebten Beruf auch 
tatsächlich ausüben zu können.45 

Andere akademische Berufsbereiche blieben 
den Frauen von vornherein länger verschlos­
sen bzw. es waren mehr Hürden zu überwin­
den, um in sie hineinzugelangen. Hierzu ge­
hörte der Justiz- und Verwaltungsdienst. 
Zwar durften sich Frauen im Großherzog­
tum seit 1908 an der Juristischen Fakultät 
immatrikulieren, aber sie konnten zunächst 
weder ein Staatsexamen ablegen noch den 
juristischen Referendardienst absolvieren. 
Erst 1922 wurden Jurastudentinnen vom 
Reichsjustizministerium zu den beiden 
juristischen Staatsexamen zugelassen, wo­
durch ihnen der Zugang zu den Berufen der 
Rechtssprechung geöffnet wurde. Kaum 
praktisch verwertbar war für Frauen ein 
Theologiestudium - dies gilt sowohl für die 
Evangelische wie für die Katholische Theo­
logie -, da ihnen keine Kirchenämter zu­
gänglich waren. Demzufolge wurden von 
den weiblichen Studierenden der Universität 
Gießen die Studienfächer Jura und Evange­
lische Theologie - Katholische Theologie 
konnte man in Gießen in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts nicht studieren - auffäl­
lig gemieden. Besonders in der Theologie 
war der Frauenanteil bis 1945 verschwin­
dend gering.46 Die Auswahl der Studienfä­
cher schlägt sich auch im Promotionsverhal­
ten der Studentinnen nieder: Von der ersten 
Zulassung zur Promotion nach der Jahrhun­
dertwende bis 1945 wurden von Frauen in 
Gießen 194 Promotionen in der Philosophi­
schen Fakultät, 127 in der Medizinischen 
Fakultät und 11 Promotionen in der Juristi­
schen Fakultät erfolgreich abgelegt. In der 
Evangelisch-Theologischen Fakultät, deren 
Promotionsakten nur lückenhaft überliefert 
sind, war im Zeitraum bis 1945 keine Pro­
motion einer Frau zu ermitteln. 
Eine besonders hohe Hürde hatten diejeni­
gen Frauen zu überwinden, die die Hoch-
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schullehrerlautbahn anstrebten. Nach der 
Promotion war hierfür ein Habilitationsver­
fahren zu durchlaufen, das an den deutschen 
Universitäten am Anfang des 19. Jahrhun­
dert etabliert worden war. Die Habilitation 
stellte und stellt bis heute einen zusätzlichen 
Qualifikationsnachweis dar und ist zugleich 
für die Universitäten ein wirkungsvolles 
Steuerungsmittel bei der Selbstergänzung 
des Lehrkörpers. Als Maria Gräfin von Lin­
den als erste Frau im deutschen Reich den 
Mut bewies, im SS 1906 in Bonn die Habili­
tation im Fach Zoologie zu beantragen, löste 
dies eine Diskussion in Preußen aus. Stell­
vertretend für viele Kollegen sei hier die 
Einstellung des Marburger Altphilologen 
Ernst Wilhelm Theodor Maass wiedergege­
ben, der hinsichtlich der Aufnahme von Do­
zentinnen in die Lehrkörper der Universitä­
ten äußerte: „Für mich ist der Gedanke un­
diskutierbar, eine Dame zur Amtskollegin 
aufzuziehen, wohl gar zu Dekanat, Rektorat 
usw." 47 Wie angesichts solcher Widerstände 
kaum anders zu erwarten, wurde der Antrag­
stellerin die Habilitation verweigert 48 und 
das preußische Ministerium faßte im Mai 
1908 den offiziellen Beschluß: „daß die Zu­
lassung von Frauen zur akademischen Lauf­
bahn weder mit der gegenwärtigen Verfas­
sung noch mit den Interessen der Universitä­
ten vereinbar sei".49 Elf Jahre später, als 
Frauen die Habilitation im Deutschen Reich 
noch immer nicht offiziell gestattet war, 
wurde an die Philosophische Fakultät der 
Universität Gießen das Habilitationsgesuch 
einer Wissenschaftlerin herangetragen. Es 
handelte sich um die Klassische Archäolo­
gin Margarete Bieber, die auf Empfehlung 
des kurz zuvor nach Gießen berufenen Pro­
fessors Gerhardt Rodenwaldt ihren Habilita­
tionsantrag im Februar 1919 eingereicht hat­
te.50 Die mit dem Habilitationsgesuch kon­
frontierte Gießener Philosophische Fakultät 
war zunächst unschlüssig, ob man einer Frau 
die Habilitation gestatten sollte oder nicht. 
Die Gießener wandten sich daher mit einem 
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Rundschreiben an die übrigen Philosophi­
schen Fakultäten der deutschen Universitä­
ten, um einen Überblick über die bisherigen 
Erfahrungen mit weiblichen Habilitationen 
zu erhalten. Die meisten der angeschriebe­
nen Fakultäten hatten - mangels Nachfrage -
noch keine Habilitation einer Frau vorge­
nommen und konnten somit keine Hilfestel­
lung leisten. Das daraufhin angeforderte 
Gutachten der Gießener Juristischen Fakul­
tät zur Frage der Zulassung von Frauen zur 
Habilitation machte niit Blick auf die verän­
derten Rechts- und Gesellschaftsverhältnis­
se in der Weimarer Republik keine rechtli­
chen Bedenken geltend. Somit entschloß 
sich die Philosophische Fakultät zur Habili­
tation Margarete Biebers, die mit ihrer Habi­
litationsschrift „Denkmäler zum antiken 
Theaterwesen" und der Probevorlesung 
„Kleidung der griechischen Frau" im Mai 
1919 die venia legendi für das Fach Klassi­
sche Archäologie erlangte. Sie war damit die 
erste Frau, die in Gießen habilitierte, und zu­
gleich eine der ersten Frauen, die überhaupt 
an einer deutschen Universität habilitierten. 
Letzte Vorbehalte gegen weibliche Kollegen 
blieben dennoch bei den Mitgliedern der 
Philosophischen Fakultät bestehen, mehr­
heitlich hatten sie im Verlauf des Habilitati­
onsverfahrens den Beschluß gefaßt, daß die 
Fakultät „zu der Frage, ob Frauen bei der 
Besetzung von Professuren in Betracht ge­
zogen werden können, noch keine Stellung 
nehme".51 Damit war die aus der Perspektive 
männlicher Hochschullehrer heikle Frage 
der Besetzung von Lehrstühlen mit Frauen 
angesprochen. Die hinhaltende, unschlüssi­
ge Haltung, die man hier einnahm, zeigt die 
weitere wissenschaftliche Karriere von Mar­
garete Bieber, die sich in langsamen Schrit­
ten vollzog. Nachdem sie als Privatdozentin 
zunächst Lehraufträge innegehabt hatte, 
wurde sie 1923 zur außerplanmäßigen, au­
ßerordentlichen Professorin in Gießen er­
nannt und war damit die erste weibliche 
Lehrkraft an der Ludwigs-Universität. 1931 



erhielt sie den Status einer planmäßigen au­
ßerordentlichen Professorin. Als bereits ihre 
Berufung auf das Ordinariat für Klassische 
Archäologie in Gießen absehbar schien, er­
folgte am l. Juli 1933 aufgrund des Gesetzes 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
tums - Margarete Bieber war jüdischer Ab­
stammung - ihre Entlassung aus dem hessi­
schen Staatsdienst. Für die eher unpoliti­
sche, deutschnational denkende Margarete 
Bieber, die sich nicht als Jüdin, sondern als 
Christin verstand, bedeutete dies ein jähes 
Ende ihrer bisherigen Lebenspläne. Sie ent­
schloß sich zur Emigration und ging über 
England in die Vereinigten Staaten, wo sie 
von 1937 bis 1948 als Gastprofessorin mit 
Honorar an der Columbia Universität in 
New York tätig war. Nach zahlreichen Eh­
rungen - u. a. wurde sie 1957 zur Ehrensena­
torin der Justus-Liebig-Universität ernannt­
verstarb sie 1978 in Connecticut.52 An die 
Persönlichkeit Margarete Biebers, die als ei­
ne der Wegbereiterinnen des Frauenstudi­
ums in Deutschland gelten kann, und an ihr 
besonderes Schicksal als jüdische Wissen­
schaftlerin wird an der Universität Gießen 
durch die im WS 1997/98 erfolgte Umbe­
nennung des ehemaligen Kunsthistorischen 
Hörsaals in „Margarete-Bieber-Saal" erin­
nert. 
Die Zäsur von 1933 brachte nicht nur für die 
jüdischen Wissenschaftlerinnen und Wis­
senschaftler tiefgreifende Veränderungen ih­
rer bisherigen beruflichen und privaten Le­
bensumstände, wie der Fall Margarete Bie­
ber zeigt, sondern die Zäsur von 1933 wirk­
te sich durch zahlreiche Restriktionen der 
neuen nationalsozialistischen Machthaber 
außerordentlich negativ auf das Frauenstudi­
um und die Zulassung von Frauen zu akade­
mischen Berufen aus. Studienbeschränkun­
gen für weibliche Studierende, das Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
tums, Barrieren für die Berufsausübung ver­
heirateter Akademikerinnen sowie eine re­
striktive Praxis in der Zulassung von Frauen 

zu akademischen Berufen hatten in der Zeit 
des NS-Regimes eine Zurückdrängung der 
Frauen aus den Positionen zur Folge, in de­
nen sie sich während der Weimarer Republik 
einen ohnehin nur bescheidenen Anteil hat­
ten sichern können. Diese ungünstigen Rah­
menbedingungen für das Frauenstudium be­
wirkten nach 1933 einen generellen Rück­
gang der Studentinnenzahlen, der in Gießen 
längst nicht so gravierend war wie an ande­
ren deutschen Universitäten. Nach einer zu­
nächst leichten Abwärtsbewegung lag der 
Frauenanteil an der Universität Gießen seit 
dem WS 1934/35 bei ca. 7% und war damit 
ähnlich hoch wie in der Weimarer Repu­
blik. 53 Nach Ausbruch des Zweiten Welt­
krieges wurden die Studienbeschränkungen 
für Frauen gelockert, da diese nunmehr als 
Ersatz für die an die Front eingezogenen 
Männer dringend als qualifizierte Arbeits­
kräfte benötigt wurden. Der Frauenanteil in 
Gießen stieg seit dem WS 1940/41 deutlich 
an und erreichte erstmals Werte über 15% 54

, 

blieb aber immer noch weit unter dem 
Reichsdurchschnitt, der im WS 1941142 bei 
rund 32% lag.55 

Als kurzes Fazit bleibt festzuhalten, daß sich 
das Frauenstudium bis zur Jahrhundertmitte -
trotz gravierender Rückschläge in der natio­
nalsozialistischen Ära - durchgesetzt hatte. 
Die einstigen Ziele der bürgerlichen Frauen­
bewegung waren in weiten Teilen realisiert 
worden. Die Öffnung der höheren Bildung 
und die Erweiterung der beruflichen Mög­
lichkeiten für Frauen war in mehreren 
Schritten erfolgt: zunächst durch den Zu­
gang zum Abitur, dann durch die Immatriku­
lation, schließlich durch die Zulassung zu 
berufsqualifizierenden Prüfungen und zur 
Habilitation. Waren damit im Ausbildungs­
wesen für Frauen entscheidende Erfolge er­
zielt worden, so sah die Bilanz hinsichtlich 
der Berufsperspektiven der ersten Genera­
tionen von Akademikerinnen weitaus düste­
rer aus. Infolge der starken Überfüllung der 
akademischen Berufe in der Weimarer Re-
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publik, dem wachsenden Konkurrenzkampf 
in der Weltwirtschaftskrise und der restrikti­
ven Maßnahmen der Nationalsozialisten ge­
gen Akademikerinnen blieb der Frauenanteil 
in den prestigeträchtigen Berufen und in 
Führungspositionen bis 1945 sehr gering. 
Dies galt im besonderen für den Hochschul­
bereich. Bis auf einige wenige Ausnahmen 
gelang es Frauen nicht, im Laufe ihrer wis­
senschaftlichen Laufbahn ein Ordinariat zu 
erlangen, und dies, obwohl sich bis 1933 71 
Wissenschaftlerinnen habilitiert bzw. eine 
Titularprofessur erhalten hatten.56 An der 
Universität Gießen erfolgten bis 1945 insge­
samt drei Habilitationen von Frauen: Neben 
Margarete Bieber waren dies Charlotte von 
Reichenau, die 1927 für das Fach der Staats­
wissenschaften die venia legendi erhielt, und 
Elisabeth Lippert, die 1932 im Fach Psycho­
logie habilitierte. Die Karriere der beiden 
Erstgenannten endete mit der außerordentli­
chen Professur, die Dozentur von Elisabeth 
Lippert erlosch nach ihrer Verheiratung im 
Jahr 1936. 
In der Nachkriegszeit änderte sich an dieser 
Situation zunächst nichts Grundlegendes. 
Nach 1945 knüpfte man an die Tradition der 
Ordinarienuniversität der Weimarer Repu­
blik an, in deren Personalstrukturen Wissen­
schaftlerinnen an einflußreichen Stellen 
nicht vorgesehen waren. Erst im Gefolge der 
68er Bewegung und den sich anschließen­
den Reformen der deutschen Universitäten 
zu mehr Demokratie wurde die Präsenz von 
Frauen im Wissenschaftsbetrieb erneut zum 
Thema. Es folgten in den siebziger und acht­
ziger Jahren Frauenförderprogramme, 
Gleichberechtigungsgesetze und die Schaf­
fung von Frauenbeauftragten, und dennoch 
herrscht nach wie vor eine Unterrepräsen­
tanz von Frauen in Führungspositionen. So 
stehen beispielsweise den heute ca. 50% 
weiblichen Studierenden an der Universität 
Gießen lediglich 8,6% Professorinnen und 
Dozentinnen im Lehrkörper gegenüber.57 Im 
Sommersemester 1998 blickt das Frauenstu-
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dium in Gießen auf 90 Jahre abwechslungs­
reicher Geschichte zurück - vieles ist er­
reicht worden und dennoch bleibt die offene 
Frage, ob Frauen in Führungspositionen 
auch in Zukunft mehr Vision als Realität 
sein werden. 
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